
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Nein
Nein
Nein

Gesetz:
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BAT §§ 54, 53; Dienst- und Disziplinarordnung für 
die Angestellten und Arbeiter des Landes und der 
Stadt Berlin (DDO) i.d.F.vom 17. Mai 1974 § 9; BGB 
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2 A ZB. 4oo/76 
7 Sa 1o6/75 Berlin 
Verkündet am
3. November 197? Im Namen des Volkes!
gez. Bittner,
Regierung siiaupt sekretär Urteil
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pP-

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 
Verhandlung vom 3. November 1977 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Gröninger, die Richter Hillebrecht und Roeper sowie die ehrenamt­
lichen Richter Dr. Peppier und Sickert für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 29. April 1976 - 7 Sa 1o6/75 - 
aufgehoben, soweit es über die Kosten entschieden und fest- 
gestellt hat, daß das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung 
vom 2. April 1975 nicht aufgelöst worden ist.
In diesem Umfange wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, an das 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

2. Im übrigen wird die Revision des beklagten Landes zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand:

Der im Jahre 192o geborene Kläger war in der Zeit 
vom 1. Februar bis 31. Dezember 194-9 beim Magistrat von 
Groß-Berlin und danach vom 26. Januar bis 24-. August 
195o beim Bezirksamt W von Berlin tätig. Seit dem
25. August 195o wurde er beim Senator für B

als technischer Angestellter mit einem 
monatlichen Gehalt von zuletzt etwa 3.000,— DM brutto 
(VergGr. IV a BAT) beschäftigt. Beide Parteien sind ta­
rifgebunden. Der Kläger ist unkündbar im Sinne des § 53 
Abs. 3 BAT. Auf das Arbeitsverhältnis des Klägers ist 
die Dienst- und Disziplinarordnung für die Angestellten 
und Arbeiter des Landes und der Stadt Berlin (DDO) in der 
Fassung vom 17. Mai 1974- anwendbar. Für den Kläger gilt 
außerdem die Vereinbarung über die Versorgung der Ange­
stellten und Arbeiter des Landes Berlin (WA).

In einer innerdienstlichen Verfügung vom 15. August 
1969 wurde auf einen Leistungsabfall des Klägers hinge­
wiesen. Als Ursache für die unzureichende Arbeitsleistung 
des Klägers wurde in der dienstlichen Beurteilung vom 
23. Mai 1972 erstmals überhöhter Alkoholgenuß angegeben. We­
gen fortdauernd mangelnder Leistung und Unzuverlässigkeit 
sprach die Beklagte im Rahmen eines Disziplinarverfahrens 
am 26. Juni 1973 zum 31. Dezember 1973 eine Anderungskündi- 
gung aus, nach der der Kläger von der Vergütungsgruppe III 
nach der Vergütungsgruppe IV a BAT herabgruppiert wurde. Am 
29. Oktober 1973 wurde der Kläger schriftlich wegen mehrfachen 
stunden- und tagelangen unentschuldigten Fernbleibens vom 
Dienst ermahnt. Gleichzeitig wurden seine Bezüge für mehrere 
Tage einbehalten. Zum Jahresende 1974- war der Kläger an meh­
reren Tagen während der Dienstzeit betrunken; an einigen Ta­
gen blieb er dem Dienst fern. Außerdem verließ er mehrfach 
unentschuldigt seinen Arbeitsplatz während der Dienstzeit. 
Wegen dieses Verhaltens sprach die Beklagte nach Durchführung 
eines weiteren Disziplinarverfahrens am 26. Februar 1973 
einen Verweis aus.
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In der Zeit vom 26. Februar bis 15* März 1975 war der 
Kläger arbeitsunfähig erkrankt. Nach seiner am 17. März 1975 
erfolgten Dienstaufnahme kam es zu weiterem Fehlverhalten des 
Klägers infolge überhöhten Alkoholgenusses. Die Beklagte lei­
tete hierauf ein weiteres Disziplinarverfahren gegen den Klä­
ger ein, in dessen Verlauf er am 25* März 1975 angehört worden 
ist. Nach erfolgter Zustimmung des Personalrates sprach die 
Beklagte mit Disziplinarbescheid vom 2. April 1975 eine außer­
ordentliche Kündigung nach § 9 Abs. 2 d DDO zum 3o. April 1975 
aus. Vom 26. März 1975 "bis 4-, Januar 1976 war der Kläger ar­
beitsunfähig krank (in der Zeit vom 16. April bis 19- August 
1975 in stationärer Behandlung in der Landesnervenklinik 
B ).

Mit seiner Klage hat sich der Kläger gegen den Diszipli­
narbescheid vom 2. April 1975 und gegen die darin enthaltene 
außerordentliche Kündigung gewandt. Außerdem hat er beantragt 
festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm weiter­
hin seine jeweils fällige Vergütung zu zahlen. Er hat geltend 
gemacht, der Alkoholismus sei bei ihm krankhaft gewesen. Dies 
folge aus dem Inhalt der von ihm vorgelegten ärztlichen At­
teste.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
bestritten, daß der Alkoholismus des Klägers eine Krankheit 
sei, und vorgetragen, durch seine Unzuverlässigkeit sei eine 
unzumutbare Belastung der Mitarbeiter eingetreten. Schon vor 
Jahren habe sie den Kläger auf die Notwendigkeit einer thera­
peutischen Behandlung hingewiesen. Er habe auch zugesichert, 
daß er sich einer derartigen Behandlung unterziehen werde; 
er habe dieses Versprechen aber nicht eingehalten.

Die B Ersatzkasse, von der der Kläger seit dem
1, Mai 1975 Krankengeld erhalten hat, ist im ersten Rechtszug 
dem Rechtsstreit als Nebenintervenientin beigetreten und hat 
beantragt, der Klage stattzugeben.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Zur Be­
gründung hat es im wesentlichen ausgeführt, für den Klagantrag
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wegen der Gehaltszahlung fehle das Rechtsschutzinteresse ,
Der Disziplinarhescheid vom 2. April 1975 sei weder aus 
formellen noch aus sachlichen Gründen zu beanstanden. Die 
Verhängung der Disziplinarmaßnahme sei auch nicht unwirk­
sam, weil sie ein schuldhaftes Handeln des Arbeitnehmers 
erfordere. Der Hinweis des Klägers, seine Neigung zum Al­
kohol sei krankhaft bedingt, reiche nicht aus, seine 
Schuldfähigkeit auszuschließen. Die dem Kläger gegenüber 
ausgesprochene außerordentliche Kündigung sei wirksam, denn 
er habe seit 1969 wiederholt unentschuldigt den Dienst ver­
lassen und sei besonders seit Ende 197h im Dienst häufig 
betrunken gewesen. Die Kündigung sei aber selbst dann wirksam, 
wenn man zugunsten des Klägers vom Vorliegen einer krankhaften 
Alkoholsucht ausgehe. Im Kündigungszeitpunkt sei nicht erkenn­
bar gewesen, daß die Neigung des Klägers zum Alkohol in Zu­
kunft nachlassen werde.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt.
Den Klagantrag wegen der Gehaltszahlung hat er nicht mehr 
weiterverfolgt. Das Landesarbeitsgericht hat das Urteil des 
Arbeitsgerichts abgeändert und festgestellt, daß 1) der Dis- 
ziplinarbescheid vom 2. April 1975 rechtsunwirksam sei und 
2) das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung vom 2. April 1975 
nicht aufgelöst worden sei. Mit der Revision verfolgt die Be­
klagte ihr KLagabweisungsbegehren weiter. Der Kläger bittet, 
die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist hinsichtlich des Feststellungsantrages 
zu 1) unbegründet. Begründet ist sie hinsichtlich des Fest­
st ellungsantrages zu 2); insoweit führt die Revision zur Auf­
hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des 
Streits an das Landesarbeitsgericht.
I. Das Landesarbeitsgericht ist zu Recht davon ausgegangen, 
daß mangels Verschuldens keine disziplinarische Dienstentlas­
sung nach § 9 Abs. 2 Buchst, d der Dienst- und Disziplinarord-
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nung für die Angestellten und Arbeiter des Landes und der 
Stadt Berlin in der hier maßgeblichen Fassung vom 17. Mai 
1974 (DDO) gegenüber dem Kläger ausgesprochen werden durfte.
1. Die Rechtsunwirksamkeit des Disziplinarbescheides vom
2. April 1975 hat das Landesarbeitsgericht wie folgt begrün­
det: Der Kläger habe seine Arbeitsvertragspflichten nicht 
schuldhaft verletzt, denn es sei davon auszugehen, daß er 
zumindest seit 1972 in zunehmendem Maße dem Hang zum Alko­
holgenuß nicht mehr habe widerstehen können und deshalb krank 
haft trunksüchtig gewesen sei. Dies sei im übrigen auch durch 
die beiden Atteste des Facharztes für Neurologie und Psychia­
trie Dr. R bestätigt worden, der bescheinigt habe, daß 
der Kläger sich seit 1973 wegen "eines krankhaften Alkoholis* 
mus bei nervösen Störungen und Anfalleiden" von ihm habe be­
handeln lassen. Das Vorliegen einer krankhaften Trunksucht 
hätte das beklagte Land aus dem immer stärker werdenden 
Leistungsabfall des Klägers und den unerfreulichen Erschei­
nungsformen seiner Trunkenheitszustände erkennen müssen. Der 
Kläger habe seit 195o bis 1969 unbestritten seine Arbeits­
vertragspflichten ordnungsgemäß erfüllt. Das beklagte Land 
habe selbst vorgetragen, daß der Kläger von seinen Arbeits­
kollegen geschätzt worden sei und diese deshalb zunächst bei 
Beginn seines Leistungsabfalles seine Arbeiten miterledigt 
hätten. Wenn der Kläger aber seit 1972 in seinen Leistungen 
erheblich nachgelassen und sein Gesamtverhalten unberechenbar 
und unkontrollierbar geworden sei, so könne darin nur der 
Verlust der Selbstkontrolle aufgrund der zwanghaften Abhän­
gigkeit vom Alkohol gesehen werden. Da der Kläger somit im 
Zeitpunkt des Kündigungsausspruchs krankhaft alkoholsüchtig 
gewesen sei, könnten die vom beklagten Land vorgetragenen 
Folgeerscheinungen seiner Trunksucht nicht als schuldhafte 
Verletzungen seiner Arbeitsvertragspflichten im Sinne des § 9 
Abs. 1 DDO angesehen werden. Der Disziplinarbescheid sei dahei 
recht sunwi rk sam.
2. Nicht zu beanstanden ist der Ausgangspunkt des Landes­
arbeitsgerichts, eine disziplinarische Dienstentlassung nach
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§ 9 Abs. 1 DDO sei nur zulässig, wenn der Arbeitnehmer 
schuldhaft die ihm nach der DDO oder nach anderen Rechts­
vorschriften obliegenden Dienstpflichten verletzt habe.
Bei einer nicht schuldhaften Pflichtverletzung könne das 
beklagte Land die Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
nur durch Kündigung herbeiführen.

Die vom Landesarbeitsgericht getroffene Unterschei­
dung zwischen einer disziplinarischen Dienstentlassung 
und einer Kündigung entspricht der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts (vgl. BAG 11, 168 [171] = AP Nr.
3 zu § 19 SchwBeschG [zu II der Gründe]; BAG AP Nr. 23 
und 32 zu § 611 BGB Dienstordnungs-Angestellte; BAG vom 
25. August 1977 - 3 AZR 7o5/75 - [demnächst] AP Nr. 1 zu 
§ 54 BMT-G II).

Danach unterscheiden sich beide Rechtsinstitute zwar 
nicht in ihrer Funktion, wohl aber in ihren Voraussetzun­
gen sowie in ihren Auswirkungen im Hinblick auf eine etwaige 
spätere Verwendbarkeit des Arbeitnehmers im öffentlichen 
Dienst. Während der mit einer Dienstentlassung bestrafte Ar­
beitnehmer in der Regel für eine anderweitige Verwendung im 
öffentlichen Dienst untragbar ist, kann der im Wege der Kün­
digung ausgeschiedene Arbeitnehmer für eine andere Verwen­
dung im öffentlichen Dienst durchaus geeignet und tragbar 
sein (vgl. BAG AP Nr. 32 zu § 611 BGB Dienstordnungs-Ange­
stellte [zu 1 der Gründe]).

Wegen der weiterreichenden Folgen einer disziplinari­
schen Dienstentlassung ist es daher folgerichtig, daß nach 
§ 9 Abs. 1 DDO nur in den Fällen einer schuldhaften Dienst­
pflichtverletzung Disziplinarmaßnahmen vorgesehen sind.
Durch das Verschuldensmerkmal wird das Kündigungsrecht 
des beklagten Landes nicht eingeschränkt, denn es ist ihm 
unbenommen, bei verschuldensunabhängigen Kündigungsgründen 
sowie bei nur objektiven Pflichtverletzungen das Arbeits­
verhältnis des Betroffenen durch (außerordentliche oder 
ordentliche) Kündigung zu beenden. Der Streitfall bietet
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daher keine Veranlassung, zu der im Schrifttum (vgl. Germel- 
mann, Personalvertretungsgesetz Berlin, 1975, § 85 Anm. 84 
mit Nachweisen) umstrittenen Frage Stellung zu nehmen, oh 
durch eine Dienstvereinharung das zwingend ausgestaltete Kün­
digungsrecht geändert oder anderweitig ausgestaltet werden 
kann.
5. Mangels durchgreifender Verfahrensrügen ist das Revisions 
gericht an die Feststellung des Landesarbeitsgerichts gebun­
den, der Kläger sei infolge einer seit 1972 bestehenden krank- 
haften Alkoholsucht gehindert gewesen, die ihm obliegenden 
Dienstpflichten ordnungsgemäß zu verrichten.
a) Es obliegt grundsätzlich dem BeurteilungsSpielraum der 
Tatsacheninstanz festzustellen, ob eine Trunksucht als Krank- 
heit im arbeitsrechtlichen Sinne anzusehen ist (vgl. zum 
arbeitsrechtlichen Begriff der krankhaften Trunksucht: BAG
24, 477 = AP Nr. 26 zu § 1 LohnFG; zum versicherungsrechtli­
chen Begriff der krankhaften TrunksuchtsBSG vom 17- Oktober 
1969, SozR Nr. 25 zu § 184 RVO; BSGE 28, 114 und 31, 279 
[281]). Das Landesarbeitsgericht ist dabei ohne Rechtsirrtum 
davon ausgegangen, daß eine krankhafte Trunksucht im ar- 
beit srecht liehen Sinne dann anzunehmen ist, wenn der Arbeit­
nehmer infolge einer zwanghaften Abhängigkeit vom Alkohol 
nicht mehr in der Lage ist, die ihm obliegenden arbeitsver­
traglichen Pflichten ordnungsgemäß zu erfüllen.
b) Entgegen der Ansicht der Revision war das Landesar­
beitsgericht nicht verpflichtet, von Amts wegen ein Sach­
verständigengutachten über den Gesundheitszustand des Klä­
gers einzuholen. Es konnte vielmehr unter Zugrundelegung 
des unstreitigen Parteivorbringens, nach dem das beklagte 
Land selbst den Kläger schon vor Jahren auf die Notwendigkeit 
einer therapeutischen Behandlung hingewiesen hatte, sowie 
unter Berücksichtigung des Inhalts der vom Kläger vorgelegten 
ärztlichen Bescheinigungen vom 8. April 1975 und vom 3o. Sep­
tember 1975 zu der Feststellung gelangen, daß der Kläger 
seit 1972 krankhaft alkoholsüchtig war.

Die Revision verkennt, daß es im Ermessen des Landes-
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arbeitsgerichts stand, ein Sachverständigengutachten ein­
zuholen (vgl. Stein-Jonas-Schumann-Leipold, ZPO, 19. Auf1.,
§ 144 Anm. I) . Da der insoweit darlegungs- und beweispflich­
tige Beklagte keine Umstände vorgetragen hat, die gegen 
das Vorliegen einer krankhaften Trunksucht beim Kläger spre­
chen, ist es nicht ermessensfehlerhaft, wenn das Landesar­
beitsgericht entsprechend dem Inhalt der vom Kläger vorge­
legten ärztlichen Atteste von einer krankhaften Trunksucht 
ausgegangen ist. Dem beklagten Land stand es frei, den 
Kläger nach § 8 DDO vertrauensärztlich oder amtsärztlich 
untersuchen zu lassen sowie unter Beweisantritt entsprechende 
Umstände vorzutragen, die gegen das Bestehen einer krankhaf­
ten Trunksucht sprechen.

Es begegnet auch keinen verfahrensrechtlichen Bedenken, 
daß das Landesarbeitsgericht eine bereits seit 1972 bestehen­
de krankhafte Trunksucht beim Kläger angenommen hat. Da das 
beklagte Land keine Umstände vorgetragen hat, die den beim 
Kläger seit 1972 aufgetretenen starken Leistungsabfall er­
klären könnten, stellt es entgegen der Ansicht der Revision 
keinen Verstoß gegen die Denkgesetze dar, wenn das Landes­
arbeitsgericht als Ursache für diesen Leistungsabfall einen 
krankhaften Alkoholismus angenommen hat. Daß der Kläger aus­
weislich des Inhalts der ärztlichen Bescheinigung vom 8.April 
1975 erst seit dem Jahre 1973 wegen eines krankhaften Alko­
holismus ärztlich behandelt worden ist, steht der vom Beru­
fungsgericht getroffenen Feststellung nicht entgegen. Es 
gibt nämlich keinen Erfahrungssatz, daß Krankheitsbeginn 
und Behandlungsbeginn sich zeitlich decken. Im übrigen kommt 
es nicht entscheidend darauf an, ob der Kläger bereits 1972 
oder erst 1973 alkoholsüchtig war. Entscheidend ist, daß der 
Kläger zumindest seit 1975 krankhaft alkoholsüchtig war, als 
ihm der Disziplinarbescheid mit der Kündigung zugegangen ist.
c) Das Landesarbeitsgericht hat weiterhin ohne Rechtsfeh­
ler angenommen, daß der Kläger wegen Vorliegens einer krank- 
haften Trunksucht in subjektiv nicht vorwerfbarer Weise, d.h. 
nicht schuldhaft, gegen die ihm obliegenden Dienstpflichten 
verstoßen hat.
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Nach den "bindenden Feststellungen des Landesarbeitsge­
richts befand sich der Kläger in einem krankhaften Zustand 
des Alkoholismus, üitgegen der Ansicht der Revision begegnet 
es daher keinen rechtlichen Bedenken, wenn das Landesar- 
beitsgericht davon ausgegangen ist, daß der Kläger infolge 
seiner Krankheit nicht mehr in der Lage war, die ihm nach der 
DDO sowie anderen Rechtsvorschriften obliegenden Dienst­
pflichten ordnungsgemäß zu erfüllen. Für das Vorliegen einer 
krankhaften Alkoholsucht ist - wie das Landesarbeitsgericht 
zutreffend ausgeführt hat - der Verlust der Selbstkontrolle 
charakteristisch (vgl. BSG vom 17» Oktober 1969, SozR Nr. 23 
zu § 18h RVO). Besonders in der dritten Stufe der Trunksucht, 
der sogenannten chronischen Stufe, die eine Entziehungskur 
erforderlich macht, ist die Einsichtsfähigkeit des Süchtigen 
in der Regel erheblich eingeschränkt (vgl. BAG 2h, h77 [h78]
= AP Nr. 26 zu § 1 LohnFG).

Ob und inwieweit der mit einer krankhaften Alkoholsucht 
regelmäßig verbundene Verlust der Selbstkontrolle zu einem 
Ausschluß der freien Willensbestimmung des Süchtigen führt, 
unterliegt der tatrichterlichen Würdigung. Wenn das Landes­
arbeitsgericht im Streitfall unter Berücksichtigung des un­
streitigen Parteivorbringens sowie des Inhalts der vom Klä­
ger vorgelegten ärztlichen Atteste davon ausgegangen ist, 
daß sich der Kläger infolge krankhafter Alkoholsucht hinsicht­
lich der ihm obliegenden Dienstpflichten in einen die freie 
Willensbestimmung ausschließenden Zustand befunden hat, so 
ist dies für den Senat mangels entsprechender Verfahrensrügen 
bindend.

Qitgegen der Ansicht der Revision kann dem Kläger auch 
nicht als Verschulden vorgeworfen werden, daß er sich nicht 
früher einer Entziehungskur unterzogen hat. Das Verschulden 
nach § 9 Abs. 1 DDO bezieht sich auf die jeweilige Dienst­
pflichtverletzung. Ob die krankhafte Trunksucht vom Kläger in 
früheren Jahren selbst verschuldet ist oder nicht, ist für 
das nach § 9 Abs. 1 DDO erforderliche Verschuldensmerkmal 
ohne Belang. Dieser Umstand kann allenfalls im Rahmen der In­
teressenabwägung berücksichtigt werden.
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4. Der Disziplinarbescheid ist demnach rechtsunwirksam, 
denn es kann nicht festgestellt werden, daß der Kläger 
die ihm vorgeworfenen Dienstpflichtverletznngen zu jener 
Zeit schuldhaft begangen hat.
II. Die Revision ist begründet, soweit sie sich gegen 
die Feststellung des Landesarbeitsgerichts wendet, das 
Arbeitsverhältnis der Parteien sei durch die außerordent­
liche Kündigung vom 2. April 1975 nicht aufgelöst worden. 
Insoweit führt die Revision zur Aufhebung des angefochte­
nen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an 
das Landesarbeitsgericht.
1. Entgegen der Ansicht des Klägers ist die außeror­
dentliche Kündigung nicht bereits wegen Versäumung der 
zweiwöchigen Ausschlußfrist des § 54- Abs. 2 BAT unwirksam. 
Die Ausschlußfrist hat nicht vor Endigung der Trunksucht 
des Klägers zu laufen begonnen; denn bei der Trunksucht 
handelt es sich tun einen sogenannten Dauertatbestand. Da 
der Kläger nach den für den Senat bindenden Feststellungen 
des Landesarbeitsgerichts noch im Zeitpunkt des Zugangs 
des Disziplinarbescheides mit der Kündigung krankhaft al­
koholsüchtig war, ist die Ausschlußfrist im Streitfall 
nicht versäumt.

Die Ausschlußfrist ist aber auch nach allgemeinen 
Regeln gewahrt, wenn man für den Fristbeginn auf den Zeit­
punkt der Anhörung abstellt. Das beklagte Land hat wegen 
der Vorfälle vom 17. und 18. März 1975 den Kläger am 25- 
März 1975 angehört. Nach der Rechtsprechung des Senats 
(vgl. BAG 24-,54-1 = AP Nr. $ zu § 626 BGB Ausschlußfrist 
[zu II 2 der Gründe]; BAG AP Nr. 6 zu § 626 Ausschlußfrist 
[zu 2 c der Gründe]) wirkt die Anhörung des Arbeitnehmers 
fristhemmend, dies allerdings nur dann, wenn sie innerhalb 
kurzer Frist, die im allgemeinen nicht über eine Woche 
hinausgehen darf, erfolgt, nachdem der Arbeitgeber den 
Vorgang kennt, der zur außerordentlichen Kündigung geführt
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hat. Diese Regelfrist ist im Streitfall eingehalten, denn 
wegen der Vorfälle vom 1?. und 18. März 1975 ist der Kläger 
am 25. März 1975 angehört worden. Da dem Kläger der Diszipli- 
narbescheid vom 2. April 1975 mit der Kündigung unstreitig am 
5. April 1975 zugegangen ist, ist auch so betrachtet die Aus­
schlußfrist des § 54 Abs. 2 BAT gewahrt.
2. Das Landesarbeitsgericht hält die außerordentliche Kün­
digung im Ergebnis deswegen für rechtsunwirksam, weil sich 
das beklagte Land keine Auskünfte über den Gesundheitszustand 
des Klägers verschafft habe, obgleich eine ärztliche Unter­
suchung aufgrund des § 7 Abs. 2 BAT möglich gewesen wäre.
Da der Kläger unkündbar im Sinne des § 53 Abs. 3 BAT gewesen 
sei, habe für das beklagte Land eine erhöhte Fürsorgepflicht 
bestanden. Es hätte daher durch Einholung ärztlicher Gutachten 
klären müssen, ob der Kläger alkoholkrank sei oder ob sein 
Alkoholismus nicht als Krankheit zu werten sei. Eine Verpflich­
tung zur vorherigen ärztlichen Begutachtung habe auch deshalb 
bestanden, weil der Kläger seit dem 26. März 1975 arbeitsun­
fähig erkrankt gewesen sei.

Hätte sich das beklagte Land durch Vertrauensärzte oder 
das Gesundheitsamt über die Erkrankung des Klägers und deren 
voraussichtlichen Verlauf Gewißheit verschafft, wäre es nicht 
zu einer Kündigung gekommen. Es sei nämlich davon auszugehen, 
daß auch die vom Beklagten einzuschaltenden Arzte beim Kläger 
einen krankhaften Alkoholismus mit der Möglichkeit einer Heilung und der 
damit verbundenen Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit fest­
gestellt hätten. Der Kläger hätte im Falle der dauernden Ar­
beitsunfähigkeit Ruhegeld nach § 2 Abs. 2 der "Vereinbarung 
über die Versorgung der Angestellten und Arbeiter des Landes 
Berlin" (WA) erhalten.
3. Diese Ausführungen, mit denen das Landesarbeitsgericht 
das Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 54- 
Abs. 1 BAT (§ 626 Abs. 1 BGB) verneint, sind in der Revi­
sionsinstanz nur beschränkt nachprüfbar (ständige Rechtspre­
chung des Senats, vgl. z.B. BAG 2, 175 [182] = AP Nr. 1 zu
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§ 23 BetrVG; M G  9, 265 - AP Nr. 42 zu § 626 BGB; M G  24, 
4o1 = AP Nr. 65 zu § 626 BGB). Auch hei Anwendung dieses 
Prüfungsmaßstabes hält jedoch das angefochtene Urteil, 
wie die Revision zu Recht rügt, einer rechtlichen Nach­
prüfung nicht stand. Das angefochtene Urteil ist bereits 
deshalb aufzuheben, weil es vom Grundsatz her den Rechts­
begriff des wichtigen Grundes im Sinne von § 54 Abs. 1 
M T  (§ 626 Abs. 1 BGB) verkannt hat.
a) Nicht zu beanstanden ist der Ausgangspunkt des Lan­
desarbeitsgerichts, im Streitfall seien besonders strenge 
Anforderungen an das Vorliegen eines wichtigen Grundes
zu stellen, weil der Kläger aufgrund seiner 25-jährigen 
Dienstzeit zu den sog. unkündbaren Angestellten im Sinne 
des § 53 Abs. 5 BAT gehört. Dieser Standpunkt entspricht 
der ständigen Rechtsprechung des Senats (vgl. M G  2, 214 
* AP Nr. 4 zu § 626 BGB; M G  AP Nr. 6 zu § 626 BGB; M G  
2, 535 - AP Nr. 8 zu § 626 BGB; M G  5, 2o = AP Nr. 16 zu 
§ 626 BGB).
b) Das Landesarbeitsgericht hat aber rechtsfehlerhaft 
angenommen, eine krankheitsbedingte Kündigung sei bereits 
unwirksam, wenn der Arbeitgeber es unterlassen habe, vor 
Ausspruch der Kündigung sich durch Einholen ärztlicher 
Gutachten über den Gesundheitszustand des Arbeitnehmers 
und über den voraussichtlichen weiteren Verlauf einer 
Krankheit zu unterrichten. Der Arbeitgeber ist zwar auf­
grund der Fürsorgepflicht gehalten, sich genaue Unterla­
gen über den voraussichtlichen Verlauf einer Erkrankung 
des Arbeitnehmers und über ihre Einwirkung auf den Be­
trieb zu verschaffen, bevor er aus Anlaß dieser Krankheit 
kündigt (MG 2o, 545 = AP Nr. 1 zu § 1 KSchG Krankheit). 
Daraus kann jedoch nicht gefolgert werden, daß schon die 
Verletzung der Erkundigungspflicht unmittelbar zur Rechts­
unwirksamkeit der Kündigung führt.

Es kommt in diesen Fällen allein darauf an, ob nach 
der objektiven Lage ein Kündigungsgrund gegeben ist, und
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nicht, ob der Arbeitgeber alle gebotenen Erwägungen vor Aus­
spruch der Kündigung auch tatsächlich angestellt hat (vgl. die 
Urteile des Senats vom Io. März 1977 - 2 AZR 79/76 - BB 1977» 
1o98 = DB 1977, 1^63 = [demnächst] AP Nr. A zu § 1 KSchG 1969 
Krankheit [auch zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung des 
Gerichts bestimmt] und vom 26. Mai 1977 - 2 AZR 2o1/76 - BB 
1978, 96 = DB 1977 , 2455 = [demnächst] AP Nr. 14 zu § 1o2 BetrVG 
1972). Es genügt, daß objektive Tatsachen vorliegen, die die 
Besorgnis weiterer krankheitsbedingter FehlZeiten rechtfer­
tigen. Die Darlegungs- und Beweislast für diese Umstände trifft 
den Arbeitgeber. Welche Umstände geägnet und ausreichend sind, 
die Besorgnis künftiger, das Arbeitsverhältnis belastender 
Erkrankungen zu rechtfertigen, hängt von den Besonderheiten 
des Einzelfalles ab. Aufschlußreich können insbesondere die 
Art, die Dauer und die Häufigkeit der bisherigen Erkrankungen 
sein. Dabei richtet sich die Darlegungslast des Arbeitgebers 
nach dem Umfang der ihm bekannten Tatsachen und der Einlassung 
des Arbeitnehmers.

Dieser Darlegungslast hat das beklagte Land im Streitfall 
genügt. Es hat unter Angabe der genauen zeitlichen Daten vor­
getragen, daß der Kläger seit 1972 wiederholt stundenweise 
oder tageweise dem Dienst wegen Alkoholgenusses femgeblieben 
sei. Der Kläger hat demgegenüber behauptet, bei seiner Alko­
holsucht habe es sich nur um eine vorübergehende Erkrankung 
gehandelt. Dies beweise der Umstand, daß er nach der stationä­
ren Behandlung von April bis August 1975 völlig abstinent ge­
worden sei. Das Landesarbeitsgericht wird daher aufzuklären 
haben, ob für das beklagte Land anhand der im Zeitpunkt der 
Kündigung vorliegenden objektiven Umstände voraussehbar war, 
der Kläger werde in absehbarer Zeit nicht wieder arbeitsfähig 
sein. Dabei kann die nach der Behauptung des Klägers später 
eingetretene Heilung von der Trunksucht von Bedeutung sein, 
wenn der Kläger sich vor der Kündigung bereit erklärt hat, 
sich einer Entziehungskur zu unterziehen oder die Beklagte 
Veranlassung hatte, ihn dazu anzuhalten.
c) Das angefochtene Urteil ist weiterhin wegen unvollständi­
ger Interessenabwägung aufzuheben. Bei einer krankheitsbeding­
ten Kündigung müssen insbesondere folgende Umstände berück-
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sichtigt werden: Der Grad der wirtschaftlichen Belastung 
des Arbeitgebers, die Auswirkungen auf den betrieblichen 
Ablauf sowie auf die Zusammenarbeit der übrigen Arbeit­
nehmer, die Dauer der Betriebszugehörigkeit des Arbeit­
nehmers und die Möglichkeit der vorübergehenden oder end­
gültigen Umsetzung des Arbeitsnehmers auf einen anderen 
Arbeitsplatz (vgl. BAG 22, 81 = AP Nr. 2 zu § 1 KSchG 
Krankheit; BAG 8, 123 = AP Nr. 19 zu § 14 SchwBeschG; 
ferner die Urteile vom 19. August 1976 - 3 AZR 512/75 - 
AR-Blattei "Kündigungsschutz” Entsch. 167 [auch zum Ab­
druck im Nachschlagewerk des Gerichts bestimmt] sowie vom 
Io. März 1977 - 2 AZR 79/76 - aaO). Es kommt wegen der 
Schwierigkeiten, die durch die Erkrankung des Arbeitneh­
mers entstehen können, nicht etwa auf die Größe des Be­
triebes insgesamt, sondern darauf an, welche Arbeiten der 
erkrankte Arbeitnehmer zu verrichten hat und wieviele 
Arbeitnehmer ihn bei seiner Verhinderung vertreten können. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß eine Weiterbeschäf­
tigung des Klägers nicht bis zum Ablauf der ordentlichen 
Kündigungsfrist, sondern bis zur Erreichung des Zeitpunk - 
tes in Betracht kommt, von dem an ihm Rentenbezüge zu ge­
währen sind.
4. Das Landesarbeitsgericht wird daher unter Anwendung 
dieser Grundsätze vor allem zu prüfen haben, ob innerhalb 
der Dienststelle die erforderlichen organisatorischen und 
personellen Möglichkeiten bestanden, die krankheitsbeding­
ten Ausfälle des Klägers zu überbrücken. Dabei wird es so­
wohl die Dauer als auch die Häufigkeit der in der Vergangen­
heit aufgetretenen krankheitsbedingten Fehlzeiten und 
sonstigen Belastungen des Arbeitsverhältnisses angemessen 
zu berücksichtigen haben. Dies gilt ebenso für die bislang 
noch nicht geprüfte Frage, wie sich die krankhaft bedingten 
Ausfälle des Klägers auf den behördlichen Dienstbetrieb so­
wie auf die Zusammenarbeit mit den übrigen Bediensteten 
ausgewirkt haben. Bei der Frage, wie sich eine außerordent­
liche Kündigung auf den versorgungsrechtlichen Status des
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Klägers auswirkt, wird das Landesarbeitsgericht nicht nur die 
Bestimmungen der "Vereinbarung über die Versorgung der Ange­
stellten und Arbeiter des Landes Berlin" (WA) , sondern auch 
die Vorschriften des Gesetzes zur Verbesserung der betriebli­
chen Altersversorgung vom 19- Dezember 1974- (BGBl. I S. 361o) 
zu prüfen haben.

gez.: Dr. Gröninger Hillebrecht Roeper

Dr. Peppier Sickert
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	3. November 197?	Im	Namen	des	Volkes!
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